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Die Kirche als wanderndes Gottesvolk auf feierlicher Prozession 
Morgen Donnerstag wird das kirchliche Fest Fronleichnam gefeiert - Prozessionen mit Blumenstreuen und Altaren im Freien aufgestellt 

Liebevoll geschmückte Stationsalta­
re, die zumeist von privater Seite auf­
gerichtet werden, bilden die Eckpunkte 
der Fronleichnamsprozessionen, die in 
allen Gemeinden morgen Donnerstag 
durchgeführt werden. Bei diesen Alta­
ren macht die Prozession der Gläubi­
gen Halt und erbittet um den Segen 
nach allen vier Himmelsrichtungen. 

«Die Kirche als wanderndes Gottes­
volk veranstaltet an diesem Tage eine 
feierliche Prozession», schreibt Adulf 
P .  G o o p  in seinem Buch über  «Brauch­
t u m  in Liechtenstein» und fährt dann 
weiter: «Unter  d e m  Läuten der  Glok-
k e n  verlässt die Prozession, an d e r  Spit­
ze  das Kreuz, bunte Fahnen und  eine 
grosse Anzahl von Ministranten, die in 
ro ten  Röcken und weissen Chorhem­
d e n  als Kerzen- oder  Weihrauchträger 
dienen, und  die Kinder unter  Aufsicht 
von  Lehrperson, die Kirche. Vier Mit­
glieder der  Gemeindebehörde tragen, 
in  schwarze Mäntel gekleidet, den  
«Himmel» (einen golddurchwirkten 
Baldachin), unter  dessen Dach de r  
Pfarrer  im prunkvollen Ornat  (seit dem 
14. Jahrhundert) die Monstranz mit 
d e m  Allerheiligsten trägt  und an den 
Segensaltären dem knieenden Volk un­
te r  dem Geläute von silbernen Schellen 
mit dem Allerheiligsten den Segen er­
teilt.» 

Morgen Donnerstag wird das Fest Fronleichnam gefeiert. Unser Bild zeigt eine Fronleichnamprozession in Vaduz 
in den anderen Gemeinden durchgeführt wird. 

wie sie auch 
(Archivbild) 

Tourismusgesetz an geplanter Pflichtumlage im Landtag gescheitert 
Der Landtag wies die Vorlage f ü r  ein neues Tourismusgesetz an die Regierung zurück - Bildung einer Kommission zur Überarbeitung abgelehnt 

( G . M . )  - Vorerst gibt es  in unserem 
Land kein neues Tourismusgesetz. Der 
Landtag wies gestern vormittag, nachdem 
er die Beratung bis zum Thema «Mit­
gliedschaft im Tourismusverband» aufge­
nommen hatte, die Vorlage an die Regie­
rung zurück. Bereits vor der Problematik 
der Zwangsumlage hatte der Themenbe­
reich «Förderung des Tourismus» für län­
gere kontroverse Stellungnahmen ge­
sorgt. Die Regierung erhielt den Auftrag, 
eine neue Vorlage mit vorheriger Ver­
nehmlassung bei den interessierten Krei­
sen zu verfassen. 

Die  Leidensgeschichte des Tourismus­
gesetzes ist nach de r  gestrigen Haltung 
des  Landtags noch nicht zu Ende,  obwohl 
allen Beteiligten wohl klar  ist, dass der  
heutige Zustand nicht meh r  lange auf­
recht erhalten werden kann. Der Landtag 
konnte  sich auch der  drit ten Version, die 
von  de r  Regierung vorgelegt wurde, die 
abe r  offensichtlich in den Kernpunkten 
zu nahe an den Vorgängermodellen ange­
siedelt war,  nicht anschliessen. Obwohl 
Regierungsrat Rene  Ritter (VU) erklär­
te,  wenn die geplante Zwangsumlage zur 
Finanzierung der  Aufwendungen für die 
Tourismusförderung aus d e r  Vorlage ge­
strichen werde, trete eine «Katastrophe» 

ein, indem die Finanzierung nicht mehr  
gesichert sei, ergaben sich n u r  12 Stim­
men für die Beibehaltung einer Zwangs­
umlage. 

Prinzip der Vorlage durchbrochen 
Im Unterschied zu den vorherigen Vor­

lagen hatte die Regierung vorgeschlagen, 
die Mitgliedschaft im Tourismusverband 
als freiwillig zu erklären, doch sollten alle 
unmittelbar und mittelbar a m  Tourismus 
beteiligten Betriebe weiterhin eine Tou­
rismusumlage entrichten müssen. Nach­
dem der  Landtag vorher über  die Frage 
der  Förderung des Tourismus längere 
Zeit  kontrovers debattiert hat te ,  stellte 
sich für FBP-Fraktionssprecher Dr .  Ernst  
Walch mit d e m  Stichwort Zwangsumlage 
die Grundsatzfrage für die Gesetzesvorla­
ge. Leichte Schützenhilfe erhielt e r  von 
VU-Fraktionssprecher Reinhard Walser,  
der  sich als «kein Freund von Zwangsmit­
gliedschaften» bekannte,  aber  doch be­
reit gewesen wäre, einem Kompromiss­
vorschlag zuzustimmen. Als aber  nu r  12 
Abgeordnete für die Weiterführung der 
Zwangsumlage stimmten, erklärte Land­
tagspräsident Dr.  Karlheinz Rit ter  (VU) ,  
dass ein Weiterberaten der  Vorlage nicht 

mehr  möglich sei, weil das wichtigste nicht einmal mehr  über  den  Rückkom-
Prinzip des Gesetzesentwurfs durch- mensantrag des VU-Stellvertreters' ab­
brachen sei. stimmen. 

FBP für Zurückweisung 
FBP-Fraktionssprecher Dr. Ernst  

Walch stellte den Antrag,  die Vorlage de r  
Regierung zurückzugeben, die damit den  
Auftrag erhalte, eine neue Gesetzesvor­
lage auszuarbeiten und unter  den interes­
sierten Kreisen eine erneute  Vernehmlas­
sung durchzuführen. D e r  stellvertretende 
VU-Abgeordnete Franz Wächter, d e r  
vorher gegen die Zwangsumlage ge­
stimmt hatte, versuchte nach dem knap­
pen Abstimmungsentscheid einen Rück-
kommensantrag, da e r  nach eigener Aus­
sage nur  auf  ein enges Feld bezogen seine 
Zustimmung verweigert hatte. Doch d e r  
Hinweis des Landtagspräsidenten, dass e r  
sich in einem «Grundlagenirrtum» befin­
de,  machte deutlich, dass die Lust an der  
Vorlage au f  beiden Seiten auf den Null­
punkt  abgesunken war. «Die Entschei­
dung ist gefallen», kommentierte Land­
tagspräsident Dr.  Karlheinz Ritter ( V U )  
- und Hess nach der  kurzen Pause, die für 
Fraktionsbesprechungen genutzt wurde,  

Bedauern über Zurückweisung 
In dieser Pause bestätigte die FBP-

Fraktion ihren Standpunkt, wonach die 
Vorlage an die Regierung zurückzuwei­
sen sei, um einen besseren Vorschlag aus­
zuarbeiten. VU-Fraktionssprecher Rein­
hard Walser gab zwar zu verstehen, dass 
offene Fragen auch in einer parlamentari­
schen Kommission zu lösen wären,  doch 
insistierte e r  nicht und  erklärte sich in 
Übereinstimmung mit de r  FBP-Fraktion 
zur Zurückweisung an die Regierung be­
reit. 

Regierungsrat Rene  Ritter (VU) mein­
te dazu, dass e r  mit «grossem Bedauern» 
die Entscheidung des Landtags akzeptie­
re. Nach seiner Auffassung besteht aller­
dings keine Chance, eine Gesetzesvorla­
ge ohne die Verankerung einer Umlage­
pflicht zu erarbeiten, weil damit die Fi­
nanzierung des Fremdenverkehrs zusam­
menhänge. 

Mehr über das Tourismusgesetz im In­
nern der heutigen Ausgabe. 

L I E B E  G E H T  ^ FBP-Vorschlag für Frist setzte sich durch 
Der Landtag verabschiedete die Verfassungsänderung über die Gleichberechtigung von Mann und Frau 

(G .M. )  - Die Verfassung des Fürstentum Liechtenstein erhält den Zusatz «Mann und Frau sind gleichberechtigt». Der 
Landtag sprach sich am Dienstag nachmittag geschlossen für diesen Antrag aus dem Regierungsressort Justiz von 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille aus. Ausserdem setzte sich der Vorschlag der FBPFraktion zur Anpassung 
der diskriminierenden Gesetze durch, indem eine Frist für die Durchsetzung des Gleichheitsprinzips gesetzt wurde. Beide 
Fraktionen werden gemeinsam gemäss diesem Antrag eine Motion bei der Regierung einreichen. 

Über  den Gleichheitszusatz hatte im 
Landtag seit der  Vorlage der  Regie­
rung nie ein Zweifel an der  Durchset­
zung bestanden. Doch schieden sich die 
Geister während der  letzten Sitzung an 
der  Fristsetzung, bis wann die noch 
nicht angepassten Gesetzesbestimmun­
gen an den Grundsatz geändert werden 
müssten. I m  Gegensatz zu Landtags­
präsident Dr. Karlheinz Ritter (VU) ,  
der  gegen jede Fristsetzung opponiert 
hatte, sprach sich der  FBP-Abgeordne-
te Dr. Ernst Walch für eine Fristset­
zung aus, u m  auch gegenüber der  Öf­
fentlichkeit ein deutliches Zeichen des 
Willens zu setzen. 

Schneller als geplant hatte Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert  

Wille dem Landtag auch jene Liste d e r  
Gesetze zukommen lassen, bei denen 
ein Handlungsbedarf in Richtung 
Gleichberechtigung besteht. Fü r  diese 
speditive Arbeit konnte e r  den Dank 
de r  beiden Fraktionssprecher Dr. Ernst  
Walch (FBP) und Reinhard Walser 
(VU) entgegennehmen. Beide waren 
sich bewusst, dass die Anpassung d e r  
Bürgerrechtsgesetze und allenfalls d e r  
AHV-Gesetzgebung zu den sensiblen 
Bereichen gehörten, doch FBP-Frak-
tionssprecher Walch drang auf  eine 
Fristsetzung und auf eine gemeinsame 
Haltung des Landtags. 

D a  VU-Fraktionssprecher Walser 
seine Vorstellung mit «Ende der  näch­
sten Legislaturperiode» bekanntgege­

ben hatte und FBP-Fraktionssprecher 
Walch von einer Frist von «fünf Jah­
ren» gesprochen hatte, stand einer 
Einigung nicht mehr  viel im Wege. 
Landtagspräsident Dr. Karlheinz Rit­
ter (VU) äusserte zwar nochmals seine 
Haltung, einer Fristsetzung in de r  Ver­
fassung «nie und nimmer» zustimmen 
zu können, doch die Einigung erfolgte 
auf dem Wege einer gemeinsam einzu­
reichenden Motion.  

D e r  Landtag hat mit dieser Haltung 
bekräftigt, dass er  mit d e m  Ressort Ju­
stiz einig darüber  ist, dass neben der  
Verankerung des Gleichheitsgrundsat­
zes auch eine Anpassung der  Gesetze 
in einer «realistischen Frist» erfolgen 
soll. 

Gestern im 
Landtag 

In seiner letzten Sitzung vor d e r  
Sommerpause trat  d e r  Landtag 
nicht in seiner gewohnten,  gewähl­
ten Zusammensetzung an. Für d e n  
FBP-Abgeordneten Dr .  Alois 
Ospelt w a r  der  Stellvertreter Louis 
Gassner aufgeboten worden,  für die 
fehlenden VU-Abgeordneten G e ­
org Vogt  u n d  Walter  Schädler wa­
ren  die stellenvertretenden Abge­
ordneten Franz Wächter  und Xaver  
Schädler im Einsatz. 

Bevor der  Landtag a u f  die Tages­
ordnung eintrat,  bemängelte d e r  
FBP-Fraktionssprecher Dr. Ernst  
Walch, dass im Kreis de r  Jahresbe­
richte der  Landesinstitute Landes­
bank, A H V  u n d  L K W  die Gasver­
sorgung fehle. Nach seinen Infor­
mationen habe  die Geschäftsleitung 
de r  Gasversorgung jedoch den Jah­
resbericht rechtzeitig d e r  Regierung 
übergeben. Regierungsrat Rene  
Ritter (VU)  erklärte dazu, dass die 
Übergabe wohl fristgerecht erfolgt 
sei, jedoch habe die Regierung die­
sen Jahresbericht zurückgestellt, 
weil ein Bericht über  Entwicklungs­
perspektiven de r  Gasversorgung 
noch nicht fertig erstellt gewesen 
sei, als das Traktandum für  die Lan­
dessitzung gemacht wurde .  

FBP-Fraktionssprecher Dr .  Ernst  
Walch machte darauf  aufmerksam, 
dass zwischen Jahresbericht und  
Perspektive kein Zusammenhang 
bestehe, sondern d e r  Jahresbericht 
in die Vergangenheit weise, die Per ­
spektivstudie jedoch in die Zukunf t .  

Tourismusgesetz 
zurückgewiesen 

Nach eingehender Beratung des  
Zweckartikels des neuen Touris­
musgesetzes und  einer  kontroversen 
Debatte ü b e r  die Pflichtumlagen 
zur Finanzierung de r  Tourismus­
werbung wies der  Landtag  die G e ­
setzesvorlage an die Regierung zu­
rück. Das Parlament w a r  mehrheit­
lich der  Auffassung, dass eine Kom­
mission keine Klärung herbeiführen 
könne, sondern eine Neufassung 
de r  Vorlage mit vorgängiger Ver ­
nehmlassung notwendig sei. 

Spritzen für Drogenabhängige 
Künftig können Ärzte  au f  lega­

lem Wege Spritzenmaterial an ih­
nen persönlich bekannte Drogenab­
hängige abgeben. D e r  Landtag ver­
abschiedete gestern einhellig e ine  
diesbezügliche Änderung  im Betäu­
bungsmittelgesetz nach 2. und 3 .  
Lesung. 
Fünftagewoche in der Schule 

Bereits ab  d e m  Schuljahr 1992/93 
wird an  Samstagen kein Schulunter­
richt mehr  stattfinden. D e r  Landtag 
stimmte mit 24 Stimmen einer A b ­
änderung im Schulgesetz zu, wo­
nach d e r  Regierung die Kompetenz 
eingeräumt wird, die Verteilung des  
Unterrichts auf  die einzelnen W o ­
chentage zu regeln, wobei de r  
Samstag schulfrei bleibt. Nachdem 
sich das Volk in einer Abst immung 
im September 1991 klar für e ine  
Fünftagewoche ausgesprochen ha t ­
te, wird die Regierung den  Unter­
richt n u n  auf fünf Tage verteilen. 
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5-kg-Gitter Fr. 8.75 
Dole-Bananen 
1 kg Fr. 2.10 

Fenchel 1 kg Fr. 2.80 
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